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Abschnitt 1 Aufklärung, Verhütung, Familienplanung und Beratung

SchKG § 1 Aufklärung

(1) Die für gesundheitliche Aufklärung und Gesundheitserziehung zuständige
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung erstellt unter Beteiligung der Länder
und in Zusammenarbeit mit Vertretern der Familienberatungseinrichtungen aller Träger
zum Zwecke der gesundheitlichen Vorsorge und der Vermeidung und Lösung von
Schwangerschaftskonflikten Konzepte zur Sexualaufklärung, jeweils abgestimmt auf die
verschiedenen Alters- und Personengruppen.
(2) Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung verbreitet zu den in Absatz 1
genannten Zwecken die bundeseinheitlichen Aufklärungsmaterialien, in denen
Verhütungsmethoden und Verhütungsmittel umfassend dargestellt werden.
(3) Die Aufklärungsmaterialien werden unentgeltlich an Einzelpersonen auf
Aufforderung, ferner als Lehrmaterial an schulische und berufsbildende Einrichtungen,
an Beratungsstellen sowie an alle Institutionen der Jugend- und Bildungsarbeit
abgegeben.

SchKG § 2 Beratung

(1) Jede Frau und jeder Mann hat das Recht, sich zu den in § 1 Abs. 1 genannten
Zwecken in Fragen der Sexualaufklärung, Verhütung und Familienplanung sowie in allen
eine Schwangerschaft unmittelbar oder mittelbar berührenden Fragen von einer hierfür
vorgesehenen Beratungsstelle informieren und beraten zu lassen.
(2) Der Anspruch auf Beratung umfaßt Informationen über
1. Sexualaufklärung, Verhütung und Familienplanung,
2. bestehende familienfördernde Leistungen und Hilfen für Kinder und

Familien, einschließlich der besonderen Rechte im Arbeitsleben,
3. Vorsorgeuntersuchungen bei Schwangerschaft und die Kosten der Entbindung,
4. soziale und wirtschaftliche Hilfen für Schwangere, insbesondere

finanzielle Leistungen sowie Hilfen bei der Suche nach Wohnung, Arbeits-
oder Ausbildungsplatz oder deren Erhalt, 5.
die Hilfsmöglichkeiten für behinderte Menschen und ihre Familien, die vor
und nach der Geburt eines in seiner körperlichen, geistigen oder
seelischen Gesundheit geschädigten Kindes zur Verfügung stehen,

6. die Methoden zur Durchführung eines Schwangerschaftsabbruchs, die
physischen und psychischen Folgen eines Abbruchs und die damit verbundenen
Risiken,

7. Lösungsmöglichkeiten für psychosoziale Konflikte im Zusammenhang mit einer
Schwangerschaft,

8. die rechtlichen und psychologischen Gesichtspunkte im Zusammenhang mit
einer Adoption.

Die Schwangere ist darüber hinaus bei der Geltendmachung von Ansprüchen sowie bei der
Wohnungssuche, bei der Suche nach einer Betreuungsmöglichkeit für das Kind und bei
der Fortsetzung ihrer Ausbildung zu unterstützen. Auf Wunsch der Schwangeren können
Dritte zur Beratung hinzuzuziehen.
(3) Zum Anspruch auf Beratung gehört auch die Nachbetreuung nach einem
Schwangerschaftsabbruch oder nach der Geburt des Kindes.

SchKG § 3 Beratungsstellen

Die Länder stellen ein ausreichendes Angebot wohnortnaher Beratungsstellen für die
Beratung nach § 2 sicher. Dabei werden auch Beratungsstellen freier Träger gefördert.
Die Ratsuchenden sollen zwischen Beratungsstellen unterschiedlicher weltanschaulicher
Ausrichtung auswählen können.

SchKG § 4 Öffentliche Förderung der Beratungsstellen

(1) Die Länder tragen dafür Sorge, daß den Beratungsstellen nach den §§ 3 und 8 für
je 40.000 Einwohner mindestens eine Beraterin oder ein Berater vollzeitbeschäftigt
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oder eine entsprechende Zahl von Teilzeitbeschäftigten zur Verfügung steht. Von
diesem Schlüssel soll dann abgewichen werden, wenn die Tätigkeit der Beratungsstellen
mit dem vorgesehenen Personal auf Dauer nicht ordnungsgemäß durchgeführt werden kann.
Dabei ist auch zu berücksichtigen, daß Schwangere in angemessener Entfernung von
ihrem Wohnort eine Beratungsstelle aufsuchen können.
(2) Die zur Sicherstellung eines ausreichenden Angebotes nach den §§ 3 und 8
erforderlichen Beratungsstellen haben Anspruch auf eine angemessene öffentliche
Förderung der Personal- und Sachkosten.
(3) Näheres regelt das Landesrecht.
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Abschnitt 2 Schwangerschaftskonfliktberatung

SchKG § 5 Inhalt der Schwangerschaftskonfliktberatung

(1) Die nach § 219 des Strafgesetzbuches notwendige Beratung ist ergebnisoffen zu
führen. Sie geht von der Verantwortung der Frau aus. Die Beratung soll ermutigen und
Verständnis wecken, nicht belehren oder bevormunden. Die
Schwangerschaftskonfliktberatung dient dem Schutz des ungeborenen Lebens.
(2) Die Beratung umfaßt:
1. das Eintreten in eine Konfliktberatung; dazu wird erwartet, daß die

schwangere Frau der sie beratenden Person die Gründe mitteilt, derentwegen
sie einen Abbruch der Schwangerschaft erwägt; der Beratungscharakter
schließt aus, daß die Gesprächs- und Mitwirkungsbereitschaft der
schwangeren Frau erzwungen wird;

2. jede nach Sachlage erforderliche medizinische, soziale und juristische
Information, die Darlegung der Rechtsansprüche von Mutter und Kind und der
möglichen praktischen Hilfen, insbesondere solcher, die die Fortsetzung
der Schwangerschaft und die Lage von Mutter und Kind erleichtern;

3. das Angebot, die schwangere Frau bei der Geltendmachung von Ansprüchen,
bei der Wohnungssuche, bei der Suche nach einer Betreuungsmöglichkeit für
das Kind und bei der Fortsetzung ihrer Ausbildung zu unterstützen, sowie
das Angebot einer Nachbetreuung.

Die Beratung unterrichtet auf Wunsch der Schwangeren auch über Möglichkeiten,
ungewollte Schwangerschaften zu vermeiden.

SchKG § 6 Durchführung der Schwangerschaftskonfliktberatung

(1) Eine ratsuchende Schwangere ist unverzüglich zu beraten.
(2) Die Schwangere kann auf ihren Wunsch gegenüber der sie beratenden Person anonym
bleiben.
(3) Soweit erforderlich, sind zur Beratung im Einvernehmen mit der Schwangeren
1. andere, insbesondere ärztlich, fachärztlich, psychologisch,

sozialpädagogisch, sozialarbeiterisch oder juristisch ausgebildete
Fachkräfte,

2. Fachkräfte mit besonderer Erfahrung in der Frühförderung behinderter
Kinder und

3. andere Personen, insbesondere der Erzeuger sowie nahe Angehörige,
hinzuzuziehen.
(4) Die Beratung ist für die Schwangere und die nach Absatz 3 Nr. 3 hinzugezogenen
Personen unentgeltlich.

SchKG § 7 Beratungsbescheinigung

(1) Die Beratungsstelle hat nach Abschluß der Beratung der Schwangeren eine mit Namen
und Datum versehene Bescheinigung darüber auszustellen, daß eine Beratung nach den §§
5 und 6 stattgefunden hat.
(2) Hält die beratende Person nach dem Beratungsgespräch eine Fortsetzung dieses
Gesprächs für notwendig, soll diese unverzüglich erfolgen.
(3) Die Ausstellung einer Beratungsbescheinigung darf nicht verweigert werden, wenn
durch eine Fortsetzung des Beratungsgesprächs die Beachtung der in § 218a Abs. 1 des
Strafgesetzbuches vorgesehenen Fristen unmöglich werden könnte.

SchKG § 8 Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen

Für die Beratung nach den §§ 5 und 6 haben die Länder ein ausreichendes plurales
Angebot wohnortnaher Beratungsstellen sicherzustellen. Diese Beratungsstellen
bedürfen besonderer staatlicher Anerkennung nach § 9. Als Beratungsstellen können
auch Einrichtungen freier Träger und Ärzte anerkannt werden.
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SchKG § 9 Anerkennung von Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen

Eine Beratungsstelle darf nur anerkannt werden, wenn sie die Gewähr für eine
fachgerechte Schwangerschaftskonfliktberatung nach § 5 bietet und zur Durchführung
der Schwangerschaftskonfliktberatung nach § 6 in der Lage ist, insbesondere
1. über hinreichend persönlich und fachlich qualifiziertes und der Zahl nach

ausreichendes Personal verfügt,
2. sicherstellt, daß zur Durchführung der Beratung erforderlichenfalls

kurzfristig eine ärztlich, fachärztlich, psychologisch, sozialpädagogisch,
sozialarbeiterisch oder juristisch ausgebildete Fachkraft hinzugezogen
werden kann,

3. mit allen Stellen zusammenarbeitet, die öffentliche und private Hilfen für
Mutter und Kind gewähren, und

4. mit keiner Einrichtung, in der Schwangerschaftsabbrüche vorgenommen
werden, derart organisatorisch oder durch wirtschaftliche Interessen
verbunden ist, daß hiernach ein materielles Interesse der
Beratungseinrichtung an der Durchführung von Schwangerschaftsabbrüchen
nicht auszuschließen ist.

SchKG § 10 Berichtspflicht und Überprüfung der Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen

(1) Die Beratungsstellen sind verpflichtet, die ihrer Beratungstätigkeit
zugrundeliegenden Maßstäbe und die dabei gesammelten Erfahrungen jährlich in einem
schriftlichen Bericht niederzulegen.
(2) Als Grundlage für den schriftlichen Bericht nach Absatz 1 hat die beratende
Person über jedes Beratungsgespräch eine Aufzeichnung zu fertigen. Diese darf keine
Rückschlüsse auf die Identität der Schwangeren und der zum Beratungsgespräch
hinzugezogenen weiteren Personen ermöglichen. Sie hält den wesentlichen Inhalt der
Beratung und angebotene Hilfsmaßnahmen fest.
(3) Die zuständige Behörde hat mindestens im Abstand von drei Jahren zu überprüfen,
ob die Voraussetzungen für die Anerkennung nach § 9 noch vorliegen. Sie kann sich zu
diesem Zweck die Berichte nach Absatz 1 vorlegen lassen und Einsicht in die nach
Absatz 2 anzufertigenden Aufzeichnungen nehmen. Liegt eine der Voraussetzungen des §
9 nicht mehr vor, ist die Anerkennung zu widerrufen.

SchKG § 11 Übergangsregelung

Die Anerkennung einer Beratungsstelle auf Grund II.4 der Entscheidungsformel des
Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 28. Mai 1993 (BGBl. I S. 820) steht einer
Anerkennung auf Grund der §§ 8 und 9 dieses Gesetzes gleich.
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Abschnitt 3 Vornahme von Schwangerschaftsabbrüchen

SchKG § 12 Weigerung

(1) Niemand ist verpflichtet, an einem Schwangerschaftsabbruch mitzuwirken.
(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Mitwirkung notwendig ist, um von der Frau eine
anders nicht abwendbare Gefahr des Todes oder einer schweren Gesundheitsschädigung
abzuwenden.

SchKG § 13 Einrichtungen zur Vornahme von Schwangerschaftsabbrüchen

(1) Ein Schwangerschaftsabbruch darf nur in einer Einrichtung vorgenommen werden, in
der auch die notwendige Nachbehandlung gewährleistet ist.
(2) Die Länder stellen ein ausreichendes Angebot ambulanter und stationärer
Einrichtungen zur Vornahme von Schwangerschaftsabbrüchen sicher.

SchKG § 14 Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer entgegen § 13 Abs. 1 einen Schwangerschaftsabbruch
vornimmt.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark
geahndet werden.
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Abschnitt 4 Bundesstatistik über Schwangerschaftsabbrüche

SchKG § 15 Anordnung als Bundesstatistik

Über die unter den Voraussetzungen des § 218a Abs. 1 bis 3 des Strafgesetzbuches
vorgenommenen Schwangerschaftsabbrüche wird eine Bundesstatistik durchgeführt. Die
Statistik wird vom Statistischen Bundesamt erhoben und aufbereitet.

SchKG § 16 Erhebungsmerkmale, Berichtszeit und Periodizität

(1) Die Erhebung wird auf das Kalendervierteljahr bezogen durchgeführt und umfaßt
folgende Erhebungsmerkmale:
1. Vornahme von Schwangerschaftsabbrüchen im Berichtszeitraum (auch

Fehlanzeige),
2. rechtliche Voraussetzungen des Schwangerschaftsabbruchs (Beratungsregelung

oder nach Indikationsstellung),
3. Familienstand und Alter der Schwangeren sowie die Zahl ihrer Kinder,
4. Dauer der abgebrochenen Schwangerschaft,
5. Art des Eingriffs und beobachtete Komplikationen,
6. Bundesland, in dem der Schwangerschaftsabbruch vorgenommen wird, und

Bundesland oder Staat im Ausland, in dem die Schwangere wohnt,
7. Vornahme in Arztpraxis oder Krankenhaus und im Falle der Vornahme des

Eingriffs im Krankenhaus die Dauer des Krankenhausaufenthaltes.
Der Name der Schwangeren darf dabei nicht angegeben werden.
(2) Die Angaben nach Absatz 1 sowie Fehlanzeigen sind dem Statistischen Bundesamt
vierteljährlich zum jeweiligen Quartalsende mitzuteilen.

SchKG § 17 Hilfsmerkmale

Hilfsmerkmale der Erhebung sind:
1. Name und Anschrift der Einrichtung nach § 13 Abs. 1;
2. Telefonnummer der für Rückfragen zur Verfügung stehenden Person.

SchKG § 18 Auskunftspflicht

(1) Für die Erhebung besteht Auskunftspflicht. Auskunftspflichtig sind die Inhaber
der Arztpraxen und die Leiter der Krankenhäuser, in denen innerhalb von zwei Jahren
vor dem Quartalsende Schwangerschaftsabbrüche durchgeführt wurden.
(2) Die Angabe zu § 17 Nr. 2 ist freiwillig.
(3) Zur Durchführung der Erhebung übermitteln dem Statistischen Bundesamt auf dessen
Anforderung
1. die Landesärztekammern die Anschriften der Ärzte, in deren Einrichtungen

nach ihren Erkenntnissen Schwangerschaftsabbrüche vorgenommen worden sind
oder vorgenommen werden sollen,

2. die zuständigen Gesundheitsbehörden die Anschriften der Krankenhäuser, in
denen nach ihren Erkenntnissen Schwangerschaftsabbrüche vorgenommen worden
sind oder vorgenommen werden sollen.
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